Sehr geehrte Frau/ Herr Abgeordneter Name einsetzen, 

als Fachkraft der Kinder- und Jugendhilfe wende ich mich mit großer Sorge angesichts des am 12.08.2026 im Kabinett verabschiedeten Gesetzentwurfs eines 1. Kinder- und Jugendhilfestrukturreformgesetzes (KJHSRG) an Sie als gewählte Vertreterin / gewählten Vertreter meines Wahlkreises im Deutschen Bundestag. Aus fachlicher, ethischer und rechtlicher Perspektive ist für mich klar: Die inklusive Kinder- und Jugendhilfe muss konsequent umgesetzt werden und darf nicht durch unbefristete Länderöffnungsklauseln verwässert und auf unbestimmte Zeit in die beliebige Umsetzung der Länder und Kommunen gestellt werden! 
Gleichzeitig muss sichergestellt werden, dass individuelle Hilfen ausreichend ausgestattet und zugänglich bleiben. Beides gehört untrennbar zusammen, wenn Kinder und Jugendliche im Sinne der von Deutschland ratifizierten UN-Kinderrechtskonvention sicher aufwachsen sollen. Die jetzt vorgesehenen Kürzungen bereiten mir große fachliche Bedenken, sie führen zu erheblichen Einschränkungen beim Zugang von Familien zu Leistungen der Erziehungshilfen. 
In Deutschland nutzen jedes Jahr mehrere Millionen Kinder, Jugendliche und Familien Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe – von Kindertagesbetreuung über offene Jugendarbeit bis hin zu ambulanten Hilfen und stationären Schutzangeboten. Diese Strukturen sind kein freiwilliger Zusatz, sondern Teil des staatlichen Schutzauftrags gegenüber Kindern und Jugendlichen.  

Besonders problematisch ist die Idee, individuelle Hilfen künftig weitgehend durch allgemeine Infrastrukturangebote zu ersetzen. Es ist ein fataler Trugschluss zu glauben, man könne individuelle Hilfen zur Erziehung durch allgemeine Angebote ersetzen. Eine Kita oder eine Jugendfreizeitstätte erfüllen wichtige Aufgaben. Dennoch können sie die intensive, individuelle Unterstützung von Eltern und Kindern in einer schweren Krise nicht auffangen. 
Fachlich notwendig ist ein systemisches ganzheitliches Fallverstehen, was die individuellen Beziehungen, Kommunikationsmuster, Dynamiken und Wechselwirkungen der Familie innerhalb ihres konkreten Lebenskontextes und mit dem Helfersystem beinhaltet sowie eine aktive Beteiligung der Familie an der Hilfegestaltung. 
Pauschale Begrenzungen, Deckelungen oder standardisierte Hilfeprozesse stehen diesem fachlichen Ansatz entgegen. Wenn Hilfen unabhängig vom tatsächlichen Bedarf zeitlich oder finanziell gesteuert werden, droht eine Abkehr vom Grundprinzip der bedarfsgerechten Unterstützung. Die Erfahrung zeigt, dass solche Begrenzungen regelmäßig nicht zu weniger Aufwand führen, sondern zusätzliche Bürokratie, Abbrüche von Hilfeprozessen und letztlich kostenintensivere Krisenverläufe begünstigen. 

Gerade bei jungen Menschen mit besonders komplexen Problemlagen zeigt sich, wie wichtig frühzeitige, gut abgestimmte und familienorientierte Hilfen sind. Viele eskalierende und sehr kostenintensive Verläufe entstehen dort, wo Hilfen nicht dem individuellen Bedarf entsprechen, zu spät einsetzen und Beteiligung fehlt.   

Häufig wird in der aktuellen Debatte argumentiert, die Kosten der Kinder- und Jugendhilfe seien zu stark gestiegen. Ein genauer Blick zeigt jedoch, dass ein großer Teil des Ausgabenanstiegs auf politisch gewollte Entwicklungen zurückgeht – etwa den Ausbau der Kindertagesbetreuung, Verbesserungen im Kinderschutz sowie steigende Personalkosten. Zudem wurde ein erheblicher Teil des nominalen Kostenanstiegs durch Inflation verursacht.  

Fehlende Unterstützung in der Kindheit und Jugend führt häufig zu deutlich höheren gesellschaftlichen Folgekosten, beispielsweise durch Schulabbrüche, Wohnungslosigkeit oder gesundheitliche Belastungen. 
Investitionen in Kinder, Jugendliche und Familien sind eine nachhaltige Investition in gesellschaftliche Stabilität und Zukunftsfähigkeit. Die AWO weist in einer neuen Berechnungen anlässlich der Ministerpräsidentenkonferenz im Juni 2026 nach, dass sich die Kosten für Jugendhilfeleistungen bereits nach wenigen Jahren rechnen. 
https://awo.org/pressemeldung/jugendhilfeleistungen-rechnen-sich-schon-nach-wenigen-jahren/    

Ich bitte Sie daher eindringlich, sich persönlich und in Ihrer Fraktion dafür einzusetzen

· die inklusive Kinder- und Jugendhilfe nicht in die Zukunft zu verschieben, sondern jetzt konsequent umzusetzen! 

· individuelle Rechtsansprüche, Beteiligungsrechte und bedarfsgerechte Hilfen nicht nachrangig zu bewerten und die Vorrangstellung von Infrastrukturleistungen im Gesetzentwurf zu streichen!

· die ambulanten Erziehungshilfen zu qualifizieren, in dem die strukturelle Ungleichbehandlung zu den stationären und teilstationären Hilfen im Blick auf Leistungsvereinbarungen und Schiedsstellenfähigkeit endlich aufgehoben wird (§§77/78) https://dgsf.org/aktuell/news/dgsf-fordert-ambulante-erziehungshilfen-leistungsgerecht-finanzieren-und-qualitaet-sichern !

· fachliche Expertise aus Praxis, Wissenschaft und Verbänden in allen Stufen von Reformprozessen konsequent einzubeziehen! 

· die Kinder- und Jugendhilfe als zentrale gesellschaftliche Säule zu stärken und den Gesetzentwurf in dieser Form abzulehnen!


Bitte schauen Sie bei den anstehenden parlamentarischen Beratungen ganz genau hin. Beziehen Sie das Wissen aus Forschung und professioneller Erfahrung ein, bevor unumkehrbare Entscheidungen getroffen werden. 

Die Praxis weiß, was Familien brauchen – wir brauchen Sie im Bundestag als unsere Stimme, die diese Praxis schützt. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
